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China riegelt erneut
mehrere Städte ab
Corona-Ausbruch in wirtschaftlich wichtiger Region

Nachdem in der chinesischen
Provinz Fujian über 150 neue
Covid-19-Fälle registriert wurden,
reagiert Peking mit den gewohnt
drastischen Massnahmen. Doch
die Frage nach der Nachhaltigkeit
der Nulltoleranzstrategie stellt
sich immer drängender.

MATTHIAS KAMP, PEKING

Wieder ein Corona-Alarm in China. Nur
wenige Wochen nach einem grösseren
Covid-19-Ausbruch in der ostchinesischen
Provinz Jiangsu, der in der Folge Infek-
tionsfälle in 16 weiteren Provinzen nach
sich zog, trifft es jetzt die Provinz Fujian.
Bis Mittwochmorgen (Ortszeit) meldete
die nationale Gesundheitskommission für
die drei Städte Xiamen,Putian und Quan-
zhou insgesamt 152 bestätigte Covid-19-
Fälle. Damit war die Zahl der Infektionen
den fünften Tag in Folge gestiegen.

Die letzte Welle, die im Juli in Jiangsus
Provinzhauptstadt Nanjing ihrenAusgang
nahm, konnte China mit rigorosen Ein-
schränkungen rasch unter Kontrolle brin-
gen. Und auch jetzt setzt die Regierung
auf die bewährten Rezepte mit Massen-
tests, Reisebeschränkungen und Schlies-
sungen. Bewohner in weiten Teilen der
Wirtschaftsmetropole Xiamen dürfen ihre
Wohnbezirke seit Montag nicht mehr ver-
lassen, und zurzeit werden alle 5,6 Millio-
nen Bewohner der Stadt getestet. Ähn-
liche Einschränkungen gelten für die
Stadt Putian, wo der jetzige Ausbruch
seinen Anfang genommen haben soll.
Ein Grossteil der positiv Getesteten dort
sind Kinder.Die Behörden sind in grosser
Sorge, weil sich das Virus vor allem unter
ihnen offenbar weiter rasch ausbreitet.

Olympische Spiele im Hinterkopf

Offenbar fürchtet die Regierung,dass sich
der jüngsteAusbruch auf weitere Landes-
teile ausweiten könnte. Wer von Fujian
in bestimmte Städte der Nachbarprovinz
Guangdong fliegt, muss sich bei der An-
kunft testen lassen. Die Regierung hat
die wichtige und traditionsreiche Indus-
triemesse Canton Fair, die im Oktober
eigentlich wieder in voller Länge phy-
sisch in Guangzhou hätte stattfinden sol-
len, von 20 auf 5 Tage verkürzt.

Die weitreichenden Schutzmassnah-
men stehen auch im Zusammenhang
mit den Olympischen Winterspielen in
China,die am 5. Februar beginnen sollen.
Die Regierung möchte sicherstellen,dass
das Grossereignis nicht zum Supersprea-
der-Event wird, und damit den Beweis
antreten, dass sich Olympische Spiele
mit entsprechenden Vorsichtsmassnah-
men durchaus ungezwungen unter siche-
ren Bedingungen abhalten lassen. Zur-
zeit finden in der Stadt Xi’An die Natio-
nal Games statt, bei denen China seine
Schutzkonzepte für die Olympischen
Winterspiele testet.

Mit ihren drastischen Einschränkun-
gen bei jedem neuen Corona-Ausbruch
war Chinas Regierung bisher äusserst er-
folgreich.Jedes Mal waren die Infektions-
herde nach wenigenWochen eingedämmt,
und die Regierung hob die Massnahmen

wieder auf. Auch dieses Mal dürfte die
Situation relativ zügig unter Kontrolle ge-
bracht werden. Allerdings stellt sich zu-
nehmend die Frage,wie lange sich Pekings
Nulltoleranzstrategie durchhalten lässt,
die mit massiven Einschränkungen auch
bei Einreisen aus dem Ausland verbun-
den ist.Das Coronavirus wird bleiben,und
deshalb dürfte es immer wieder zu kleine-
ren lokalen Ausbrüchen kommen.

Auf längere Sicht wird die jetzige Poli-
tik vermutlich deutliche Bremsspuren
in der Wirtschaft des Landes hinterlas-
sen. Schon jetzt rufen die Behörden die
Menschen erneut dazu auf, während
der Ferienwoche Anfang Oktober weit-
gehend auf Reisen zu verzichten. Der
Tourismus machte 2019 11 Prozent der
chinesischenWirtschaftsleistung aus und
liefert damit einen wesentlichen Beitrag.

Regierung in der Zwickmühle

Wie hart die Massnahmen auf die Wirt-
schaft durchschlagen, zeigen aktuelle
Daten. Die Umsätze im Detailhandel
stiegen im August lediglich um 2,5 Pro-

zent im Vergleich zum Vorjahr. Analyti-
ker hatten mit einem Anstieg von 7 Pro-
zent gerechnet. Sollte die Regierung bei
ihrem konsequenten Corona-Kurs blei-
ben,dürfte es immer schwieriger werden,
ein wesentliches Ziel des 14. Fünfjahres-
plans zu erreichen,nämlich die deutliche
Steigerung des privaten Konsums. Die-
ser soll in den kommenden Jahren nach
dem Willen Pekings aber zur wesent-
lichen Stütze der Wirtschaft werden.

Die Regierung steckt in der Zwick-
mühle. Chinas Bevölkerung scheint die
inzwischen regelmässigen Einschrän-
kungen bei lokalen Ausbrüchen weitge-
hend zu unterstützen und die relativen
Freiheiten zu geniessen.Beobachter wei-
sen deshalb darauf hin, dass die Staats-
führung um ihre Glaubwürdigkeit beim
Volk fürchtet, sollte sie auf einmal von
ihrer Nulltoleranzstrategie abrücken, so
wie es Australien und Singapur bereits
vorgemacht haben. Kritik aus dem Aus-
land an Chinas umstrittener Politik führt
die staatliche Zeitung «Global Times»
auf Neid in anderen Staaten zurück.

Ein baldiger Kurswechsel Pekings
dürfte aber auch mit Blick auf das Impf-
geschehen schwierig werden. Zwar hat
China bis zum 12. September 2,15 Mil-
liarden Impfdosen verabreicht.Allerdings
sind die Vakzine chinesischer Hersteller
gemäss Untersuchungen weniger wirksam
als diejenigen ausländischer Produzenten.
Der Impfstoff von Biontech/Pfizer wartet
indes noch immer auf die Zulassung in
China. An der chinesischen Corona-Poli-
tik dürfte sich darum bis weit ins nächste
Jahr hinein nichts Grundlegendes ändern.

«Der Staat hat in der Pandemie eine Vollmacht bekommen. Das ist gefährlich», sagt Christoph Blocher, aufgenommen in seinem
Zuhause in Herrliberg. SIMON TANNER / NZZ

«Viele Massnahmen
sind widersprüchlich und willkürlich»
Christoph Blocher zeigt Verständnis für die Freiheitstrychler – und Ueli Maurer

cn. · Christoph Blocher ist geimpft,
Magdalena Martullo-Blocher ist geimpft,
Marco Chiesa ist geimpft. Praktisch die
ganze Classe politique der Schweizeri-
schen Volkspartei ist geimpft. Dennoch
hat sich die SVP in den vergangenen
Monaten am intensivsten um Impfskep-
tiker und Massnahmengegner bemüht.
Sie sagt Nein zum zweiten Covid-19-Ge-
setz, Nein zur Ausweitung der Zertifi-
katspflicht und Ja zu Gratistests.

Von allen Parteien hat sich die SVP
in der Pandemie am stärksten verän-
dert. In der ersten Welle übertrug sie
dem Bundesrat die politische Verant-
wortung mit derselben Dankbarkeit, wie
dies die anderen Parteien auch taten.

Dann polterte sie sich in die Opposi-
tionsrolle zurück.

Laut Umfragen ist derAnteil an Mass-
nahmenskeptikern und Impfgegnern in
keiner anderen Partei so hoch wie in der
SVP. Stünden an der Spitze der FDP oder
der SP lauter Geimpfte, während sich im
Fussvolk die Impfskepsis ausbreitete –
Blocher spräche von einem Elite-Basis-
Problem.Bei der eigenen Partei ist er gnä-
diger und redet von persönlicher Freiheit.

Heute würden auch ehrsame Bür-
ger wie die Freiheitstrychler verdammt,
sagt er im Interview mit der NZZ. Er
sehe auch nichts Anstössiges darin, dass
sich Bundesrat Ueli Maurer kürzlich in
Trychler-Tracht habe fotografieren las-

sen. Er habe damit ein Zeichen gegen
Diffamierung gesetzt, sagt Blocher.

Dass Ungeimpfte in Zukunft für
Tests zahlen sollen, hält der Gründer
der modernen SVP im Gegensatz zu sei-
ner Partei für richtig. Gar nichts hält er
hingegen von der Ausweitung der Zer-
tifikatspflicht. «Viele Massnahmen sind
widersprüchlich und willkürlich», sagt
er. Statt Wirte zu behelligen, solle sich
der Staat besser auf die wahren Gesund-
heitsrisiken konzentrieren: «Wenn man
weiss,dass viele Menschen aus ihren Bal-
kanferien krank zurückkommen, muss
man sich doch nicht mit Restaurantbesu-
chern beschäftigen.»

Schweiz, Seite 8, 9
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«Die Treichler
verstopfen
zurzeit nicht die
Intensivstationen»
Christoph Blocher ist der geimpfte Altvater einer
Partei, die von allen Parteien die meisten Impfgegner
anzieht. Von Fanatikern in der SVP will er indes
nichts wissen. Das wahre Problem liege anderswo,
sagt er im Gespräch mit Christina Neuhaus
und Marc Tribelhorn

Herr Blocher, vor einem Jahr hoffte die
Schweiz noch auf einen Impfstoff gegen
Covid-19. Inzwischen haben wir ihn –
und trotzdem ist die Impfquote eine der
tiefsten in Westeuropa. Hätten Sie das
erwartet?
Nein, und ich bin in meinem Leben
oft geimpft worden. Als Unternehmer
musste ich viel ins Ausland reisen, wo
das Impfen Einreisebedingung war.

Die Impfdebatte wird gehässig geführt.
Sie haben einen unverkrampften Um-
gang, sagten kürzlich: «Ohne Impfun-
gen wäre ich längst tot.»
Gehässig auf beiden Seiten. Meine
Generation hat Impfungen als Segen
erlebt. Der Impfstoff gegen Kinder-
lähmung oder Pocken hat viel Leid ver-
hindert. Gewiss, der Covid-Impfstoff
wurde in Rekordzeit zugelassen. Er ist
wirksam, aber Langzeitfolgen können
natürlich nicht belegt werden. In Pan-
demiezeiten muss man gewisse Unvoll-
kommenheit in Kauf nehmen.

Hat nie jemand versucht, Sie für eine
Impfkampagne zu gewinnen?
Doch. Schon ganz am Anfang, als es
überall noch an Impfstoff fehlte. Ich
habe Nein gesagt.

Weshalb?
Es konnten sich damals viele noch gar
nicht impfen lassen, weil der Impfstoff
fehlte. Kein Industrieller wirbt für Pro-
dukte, die es nicht gibt.

Nun könnten Sie. An Impfstoff mangelt
es nicht mehr . . .
Was nützt das? Es gibt überzeugte Impf-
gegner, die kann man nicht überzeugen.
Die meisten jedoch sind Leute, die sich
vom Staat nicht zwingen lassen wollen.
Je mehr Druck, desto mehr Gegendruck.

Wie kann man die Menschen denn da-
von überzeugen, dass sie sich impfen las-
sen?
Man muss es erklären, aber ihnen die
Freiheit lassen. Ich sage diesen jeweils:
«Ich bin geimpft, weil ich nicht krank
werden will.Aus Eigennutz. Die Spritze
ist zu 95 Prozent sicher. Bei Rückfällen
verläuft die Krankheit milder als bei
Ungeimpften.» Eigennutz ist stärker als
Moralismus.

Versuchen Sie die Leute zu überzeugen?
Nicht zu überzeugen, aber zu erklären.
Kürzlich hat mir eine Bekannte, die
lange zögerte, gesagt, sie sei nun auch
geimpft. Freiwillig. Gut so!

Ist es richtig, dass die Tests bald kosten?
Ja, wer die Freiheit will, muss seine vie-
len Tests selbst bezahlen.

Laut Corona-Umfragen hat die SVP
von allen Parteien den höchsten Anteil
an Impfskeptikern.
Das muss nicht stimmen, nur weil die
NZZ es schreibt . . .

Es ist das Resultat der regelmässigen
Corona-Umfrage des Instituts Sotomo.
Auch das ist keine Gewähr.Wir kennen
unsere Leute besser. Es gibt in unserer
Partei sicher Leute, die sich in aller Frei-
heit nicht impfen lassen wollen, und das
ist zu respektieren.Kein Grund, diese zu
verachten.Vor allem gibt es viele Mass-
nahmenskeptiker, ich gehöre auch dazu.
Es sind viele gestandene Berufsleute,
senkrechte freiheitliche Bürger,Bauern,
Zimmerleute, Schreiner, Maurer zum
Beispiel. Sie verteidigen die persönliche
Freiheit. Fanatisch sind sie nicht.

Sie sind heftig angefeindet worden, weil
Sie geimpft sind. Sie wurden sogar mit
dem Tod bedroht.
Es gibt überall fanatische, sektiererische
Leute, akademische Spinner. SVP-Mit-
glieder erkenne ich keine darunter.

Woher wollen Sie das wissen?
Ich sehe es schon amBriefstil.Man habe
früher viel von mir gehalten – beginnt
es schmeichelhaft –, bis ich mich imp-
fen liess.Häufig wird auf angebliche Stu-
dien irgendwelcherÄrzte und Professo-
ren verwiesen. Ich solle dies beherzigen.

Tun Sie das?
Ich schaue es manchmal an, aber skep-
tisch. Ich bin mit meinem Hausarzt zu-
frieden. Mit Verschwörungstheorien
habe ich nichts amHut.Aber auch nicht
mit den ebenso fanatischen Impffreun-
den, die fast gleich schreiben.

Und was raten Sie der SVP? Sollte sich
Ihre Partei nicht dezidierter gegen fana-
tisierte Skeptiker abgrenzen?
Heute werden auch ehrsame Bürger wie
zum Beispiel die Freiheitstrychler ver-
dammt. Weil sie eine andere Meinung
haben. Wissen Sie, weshalb Parteien
Mitglieder mit anderen Ansichten so
schnell ausschliessen?

Damit Ruhe ist?
Damit die eigeneWeste rein bleibt. Das
ist reiner Fassadenschutz. Klüger ist es,
auch mit diesen zu reden. Aber eine
Politik zu machen, wo die extremen
Ansichten keinen Einfluss haben. Ich
schliesse auch nicht aus, dass ein paar
vehemente Impfgegner und ein paar in-
tolerante Impffreunde die Partei verlas-
sen. Das muss man in Kauf nehmen.

Die Parteispitze sucht doch fast schon
penetrant den Kontakt zu diesen Leuten.

Sie sucht ihn nicht. Sie scheut ihn
aber auch nicht, ohne sich ihnen an-
zuschliessen.

An einer Parteiversammlung in Mor-
schach lärmten einige Teilnehmer sogar
während der Reden. Der Präsident des
Organisationskomitees,Nationalrat Mar-
cel Dettling, hatte Mühe, sie zu bändigen.
Es war eine öffentliche Veranstaltung,
und da hat sich eine kleine Gruppe
anderer Observanz eingeschlichen,
etwas gerufen und auchFlugblätter ver-
teilt.DerOK-PräsidentMarcelDettling
hat sie dann gebeten, sich ganz nach
hinten, etwas getrennt zu setzen, was
sie auch gemacht haben.Morschachwar
ein grossartigererAnlass.Dettling hatte
30Treichler eingeladen.Es kamen 130 –
eindrücklich! Rechtschaffene Leute –
Covid-Massnahmen-skeptisch. Das be-
kannteste Bild von mir zeigt mich mit
Treichlern.

Während des EWR-Abstimmungskampfs
von 1992, mit Stumpen im Mund?
Einer Brissago. Jedenfalls habe ich –
auch in Morschach – mit vielen Frei-
heitstrychlern geredet.DieVerteufelung
und Ausgrenzung dieser Menschen ist
nicht gerechtfertigt. Es sind oft Natur-
burschen. Viele waren in ihrem gan-
zen Leben noch nie beim Doktor. Einer
sagte mir: «Berset soll mir in die Schuhe
blasen. Wenn ich krank werde, werde
ich halt krank, wenn ich sterbe, sterbe
ich halt.» Ich teile die Einstellung nicht,
aber ich respektiere sie.

Der Bundesrat Ueli Maurer hat sich
am Wochenende demonstrativ ein Shirt
der Freiheitstrychler übergestreift. Ein
Affront für seine Bundesratskollegen.

Er hat mit ihnen gesprochen und aus
Solidarität mit freiheitlich Anders-
denkenden wohl eine geschenkte Kutte
übergestreift. Mit anderen reden heisst
eben oft, sich zu ihnen zu begeben, ohne
sich anzuschliessen. Das hat er getan.
Ich höre die Reaktion des heuchleri-
schen Establishments: Das sei nicht stu-
fengerecht. Meine Antwort war jeweils:
«Dann schafft die Stufen ab!» Es ist ein
Zeichen, gegen Diffamierung.

Der Bundesrat hat auf Druck der Kan-
tone und der Spitäler beschlossen, die
Zertifikatspflicht auszuweiten. Halten
Sie das für richtig?
Nein. Es seien zu viele Betten auf den
Intensivstationen belegt, war die Be-
gründung. Hat es mehr Patienten, weil
die Restaurants offen waren? Nein.
Wenn Private auf Tests und Zertifikate
setzen, ist daran nichts auszusetzen.

Aber der Staat soll sich zurückhalten.
Natürlich. Im Vordergrund steht die
Freiheit der Bürger. Der Staat hat in
der Pandemie eine Vollmacht bekom-
men. Das ist gefährlich. Die Politiker
neigen immer dazu, ihre Macht auszu-
dehnen, wenn sie daran nicht gehindert
werden.

Die SVP stellt zwei Bundesräte: ganze,
keine «halben». Können wir uns darauf
einigen, dass die Schweiz keine Dikta-
tur ist?
Wieso? Die Anzeichen sind da, und die
Gelegenheit dazu ist gross. Viele Mass-
nahmen sind willkürlich und wider-
sprüchlich getroffen worden. Eine Dik-
tatur kann man auch scheindemokra-
tisch einführen, so dass es keiner merkt.
Wachsam bleiben!

Den Begriff Diktatur in diesem Zusam-
menhang zu verwenden, ist doch einfach
geschichtsvergessen.
Das wäre zu widerlegen! Die ausser-
ordentliche Lage verleiht dem Bundes-
rat ausserordentlich viel Macht. Der
Rechtsstaat wird übergangen – viel-
leicht sogar legal. Die Verwaltung dik-
tiert diktatorisch, was zu machen ist. Ich
bitte Sie, das sehr ernst zu nehmen.

Die Macht des Bundesrats ging weit.
Aber nur so weit, wie es das Epide-
miengesetz zuliess, dem Sie ja einst zu-
gestimmt haben.Verglichen mit anderen
Ländern hat die Schweiz eine recht frei-
heitliche Pandemiepolitik betrieben.
Wir haben mit dem Epidemiengesetz zu
viel Macht abgegeben. Was bringt der
Vergleich mit Ländern, die es angeblich
noch schlechter machen? Andere Län-
der – andere Sitten.Aber bei uns wurde
das Demonstrationsrecht sehr willkür-
lich eingeschränkt. Ein paar Treichler –
zum Beispiel –, die um einen Brun-
nen zogen, wurden mit Tränengas ver-
trieben. Bei Demonstrationen für die
Ehe für alle oder von Critical Mass in
Zürich mit Tausenden, dicht beieinan-
der, wurde alles geduldet. Mir tun die
Polizisten leid, die solche Befehle aus-
führen müssen.

Keine Diktatur liesse ihre Bürgerinnen
und Bürger zweimal über ein Covid-
19-Gesetz abstimmen.
Nicht zweimal über das gleiche. Ge-
rade die erste Abstimmung hat ge-
zeigt, wie diktatorisch das Parlament
mit dem Bürger umgeht. Zwei Fragen
in eineAbstimmung verpacken und nur
eine Antwort zulassen. Ich habe auch
Nein gestimmt, obwohl ich eine Frage

«Weil ich keinen Bauernhof übernehmen konnte, musste ich etwas anderes machen»: Christoph Blocher mitWerken von Schweizer
Künstlern aus der Sammlung in seinem Haus in Herrliberg. SIMON TANNER / NZZ
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bejahen wollte. Wir müssen aufpassen,
dass der Staat seine Macht nicht noch
weiter ausdehnt. Zumal ein Staat, der
die Pandemie nur unkonzentriert be-
kämpft hat.

Inwiefern unkonzentriert?
Neuestes Beispiel: Nach den Sommer-
ferien liegen mehr Patienten auf den
Intensivstationen. Im Kanton Zürich
haben 80 Prozent dieser Patienten einen
Migrationshintergrund. 50 Prozent sind
Leute, die ungeimpft in ihre Heimat-
länder fahren und ungehindert ange-
steckt wieder eingereist sind. Und jetzt
verfügt man die Zertifikatspflicht für
uns Restaurantbesucher, weil zu wenig
Betten frei seien. Das sind doch Mass-
nahmen am falschen Ort!

Wenn sich Albaner nicht impfen lassen
wollen, ist das denn nicht auch ein Aus-
druck persönlicher Freiheit, der respek-
tiert werden muss,wie bei denTreichlern?
Doch.Aber die Treichler verstopfen zur-
zeit nicht die Intensivstationen, sondern
die ungeimpft Einreisenden. Das ist die
unkonzentrierte Pandemiebekämpfung.

Was hätte das BAG tun sollen?
Sich auf das grösste Risiko konzentrie-
ren. Wenn man weiss, dass viele Men-
schen aus ihren Balkanferien krank zu-
rückkommen, muss man sich doch ge-
zielt mit diesem Risiko beschäftigen
und nicht mit den Restaurantbesuchern.
Dasselbe gilt für Asylzentren. Laut
Staatssekretär Mario Gattiker lassen
sich nur 10 bis 20 Prozent der Flücht-
linge impfen. Wie verhindern Sie hier
die Ausbreitung?

Endlich können Sie wieder einmal die
Migrationskarte ausspielen. In letzter
Zeit musste sich die SVP ja neue The-
men suchen, um sich im Gespräch zu
halten, etwa das Bashing der Städte.
Wir spielen keine Karten und treiben
kein Bashing der Städte. Aber wir weh-
ren uns dagegen, dass alle nur mit Zerti-
fikat in ein Restaurant dürfen, weil man
das Übel nicht an der Wurzel packt, um
nicht als Rassist zu gelten. Und es geht
nicht um Städte, sondern um die links-
grün regierten Städte und gegen ihre
rot-grüne Dominanz und Arroganz,
mit der sie die Land- und Agglomera-
tionsgemeinden überfahren und herab-
mindern.

Peter von Matt schrieb einmal: «Noch
immer kommen sich Leute, die stadtnah
und an bevorzugten Lagen in angeneh-
men Villen wohnen, als geborene Berg-
ler vor, spielen im Nadelstreifenanzug
den politischen Wurzelsepp.» Erkennen
Sie einige Parteikollegen wieder?
Nicht nur Parteikollegen. Von Matt ge-
hört auch dazu. Die SVP thematisiert
den Stadt-Land-Graben seit Anfang
Jahr. Was geschah zum Beispiel nach
der Abstimmung über die Konzernver-
antwortungsinitiative? Links-Grün ver-
langte unverzüglich die Abschaffung des
Ständemehrs, um die ländlichen Kan-
tone auszutricksen. Vor allem haben
diese rot-grünen Städte – wie die Stadt
Zürich – viel zu viel Geld. Einen gros-
sen Teil erhalten sie aus der Landschaft,
etwa für die Kultur.

Nochmals: Wie authentisch ist es, wenn
der Privatbankier Thomas Matter, der
Harvard-Absolvent Thomas Aeschi
oder der «Weltwoche»-Chef Roger Köp-
pel die ländliche Schweiz beschwören?
Was ist hier auszusetzen? Ich sel-
ber habe zwar ein bäuerliches Wesen.
Weil ich keinen Bauernhof überneh-
men konnte, musste ich etwas ande-
res machen. Aber auch wenn ich jetzt
in einem grossen Landhaus wohne
und eine grosse Kunstsammlung be-
sitze, wehre ich mich gegen die zuneh-
mende Verachtung der Landgemein-
den. Ich täte dies auch, wenn ich in
der rot-grün dominierten Stadt Zürich
wohnen würde.

Wir sprechen ja auch nicht von Ihnen,
sondern generell vom Führungspersonal
in Ihrer Partei. Früher hatten Sie Toni
Brunner an der Spitze, hemdsärmelig,
hart in der Sache, gmögig. Heute refe-
riert der Luganer Marco Chiesa pseudo-
angriffig über «Luxus-Sozialisten» und
«Steuergeld-Vampire».
Nicht pseudo-angriffig, sondern reali-
tätsgetreu. Auch Toni Brunner wurde
anfänglich schlechtgemacht, dabei konn-
ten ihm andere Parteipräsidenten nie
das Wasser reichen. Marco Chiesa ist
ein anderer Typ als Toni Brunner, macht
aber einen sehr guten Job. Deutsch ist
für ihn eine Fremdsprache, wie für uns
Italienisch. Sie sollten ihn hören, wenn
er auf Italienisch Vorträge hält.

Am 26. Mai triumphierten Sie, als der
Bundesrat das Rahmenabkommen mit
der EU beerdigte. Doch Sie poltern wei-
ter, wollen nun die beiden Kampfver-
bändeAuns und EU-No fusionieren las-
sen. Dabei ist eine institutionelle Anbin-
dung an die EU doch auf absehbare Zeit
vom Tisch, weil nicht mehrheitsfähig?
So naiv bin ich nicht. Wir schaffen auch
nicht die Armee ab, weil der Krieg nicht
gerade vor der Tür steht. Die Unabhän-
gigkeit und die Neutralität der Schweiz
sind leider auch künftig sehr bedroht –
nicht nur in Bezug auf den EU-Beitritt.
Das Komitee EU-No hat im Moment
und vordergründig den Auftrag erfüllt.
Jetzt sind die Kräfte neu aufzustellen.
Nicht nur in der Europapolitik müssen
wir wachsam bleiben. Hinter den Kulis-
sen wird schon wieder viel gegen die
Unabhängigkeit der Schweiz gemischelt.

Woran denken Sie?
Die SP will ja offenbar in die EU –
direkt oder über den EWR durch die
Hintertüre. EWR und Rahmenabkom-
men sind beides Kolonialverträge. Des-
halb müssen wir uns davon fernhalten.

Die EU verschwindet aber nicht einfach.
Sie ist unsere wichtigste Partnerin. Was
wäre Ihre Lösung?
Sie ist einfach: Der EU in aller Freund-
schaft sagen: Wir können über alles re-
den, aber unsere politische Entschei-
dungsmacht geben wir niemals aus den
Händen. Diese Klarheit wird verstan-
den.Auch die EU versteht das, die Ame-
rikaner und Chinesen sowieso.

Die Amerikaner und Chinesen viel-
leicht schon, aber die EU-Staaten, mit
denen wir bilaterale Verträge geschlos-
sen haben, die nun nicht mehr aktuali-
siert werden?
Da rede ich als langjähriger Exporteur
von zertifizierten Produkten. Ich wie-
derhole: Die bilateralen Verträge sind
nicht überlebensnotwendig. Ich habe
nichts gegen eine Aktualisierung der
bestehenden bilateralen Verträge. Aber
nicht zu jedem Preis: Die Unabhängig-
keit aufgeben, nur damit die Wirtschaft
schlimmstenfalls etwas weniger Büro-
kratie zu bewältigen hat? Es passiert
auch nichts Gravierendes. Selbst ein
Ausschluss aus dem EU-Forschungs-
programm Horizon wäre problemlos
verkraftbar. Gäbe sogar Chancen.

Es gibt noch andere drängende politi-
sche Probleme: die Klimapolitik oder
die Sozialversicherungen. Weshalb hat
Sie das nie besonders interessiert?
Mit Sozialversicherungen habe ich mich
die ganze Zeit beschäftigt. Die SVP hat
ein klares Konzept – auch in der Ener-
giepolitik. Warum aber steht für mich
die Erhaltung der Unabhängigkeit und
der schweizerischen Demokratie im
Vordergrund? Sehen Sie: Wenn wir in
der Schweiz innenpolitisch einen Seich
beschliessen, dann können wir das spä-
ter noch korrigieren oder die negati-
ven Folgen abmindern. Aber wenn Sie
die Unabhängigkeit, die direkte Demo-
kratie, die Neutralität der Schweiz ein-
mal preisgeben, dann ist das praktisch
irreversibel. Deshalb bleibt deren Erhalt
meine wichtigste Aufgabe.

«Meine Generation hat
Impfungen als Segen
erlebt. Der Impfstoff
gegen Kinderlähmung
oder Pocken hat
viel Leid verhindert.»

Calmy-Reys Thesen
im Realitätscheck
Die frühere Bundesrätin präsentiert ihr neues Buch in Paris

NINA BELZ, PARIS

Das jüngste Buch von Micheline Calmy-
Rey zur aktiven Neutralität ist im Mai
auch auf Französisch erschienen. Im
Vergleich zur deutschen Ausgabe («Die
Neutralität. Zwischen Mythos und Vor-
bild») hat es ein deutlich grösseres Sen-
dungsbewusstsein: «de la Suisse à l’Eu-
rope», heisst es da schon auf der Titel-
seite. Am Dienstag hatte die ehemalige
Bundesrätin Gelegenheit, ihre Empfeh-
lungen an die EU im Feld zu testen, und
zwar auf denkbar schwierigem Terrain:
in der Hauptstadt der inzwischen einzi-
gen Atommacht der EU.

Nächtelang reden bringt nichts

In der Schweizer Botschaft in Paris er-
klärte sie vor ein paar Dutzend gelade-
nen Gästen, wie sie überhaupt auf die
Idee kam, dass die Schweiz ein Vor-
bild für Europa beziehungsweise die
EU sein könnte: Die 27 Mitgliedstaaten
seien punkto Aussen- und Sicherheits-
politik ähnlich zerstritten wie damals die
Kantone bei der Niederlage von Mari-
gnano. Die Entscheidung der Schweizer,
sich künftig militärisch zurückzuhalten,
habe den Weg in eine neutrale, bis heute
geachtete Aussenpolitik geebnet, erläu-
terte Calmy-Rey.

Calmy-Rey gegenüber sass der frü-
here französische Präsident François
Hollande. Er hat das Vorwort zu Calmy-
Reys Buch verfasst und zeigte auch vor
Publikum durchaus Sympathie für die
«Waghalsigkeit» der Schweizerin, wo
die Schweizer ja an sich selten zur Pro-
vokation neigten. Und bestimmt würden

sich auch in Frankreich Leute finden las-
sen, die einen Nato-Austritt des Landes
begrüssen würden, sagte Hollande fast
etwas tröstend.

In durch und durch freundschaft-
lichem Ton machte der Sozialist den-
noch unmissverständlich klar, warum
er sich Calmy-Reys Idee nicht zu eigen
machen würde. Er, der in seiner Zeit
im Élysée-Palast Frankreichs Militär-
einsätze in der Sahelzone und in Syrien
verantwortet hatte, plädierte dafür, dass
sich in «der gefährlicheren Welt» von
heute ein harter Kern von Staaten zu-
sammenfinde, der bereit sei, in Kon-
flikten weiter zu gehen als andere. Dies
insbesondere angesichts der Krise des
Multilateralismus und der schwinden-

den Lust der Amerikaner, den Weltpoli-
zisten zu spielen.

Reden, so führte Hollande ausser-
dem anekdotisch aus, sei nicht immer
zielführend. Und er erzählte von «durch-
geredeten» Nächten mit dem russischen
Präsidenten: Es sei äussert schwierig,
den Monolog von Wladimir Putin zu
unterbrechen. Calmy-Rey entgegnete,
der russische Präsident habe eben eine
Strategie – im Kontrast zu dem beschä-
menden Auftritt des EU-Chefdiploma-
ten Josep Borrell, der sich im Februar
bei seinem Antrittsbesuch in Moskau
vom russischen Aussenminister Law-
row demütigen liess.

Auch aus dem Publikum schlug
Calmy-Rey viel Skepsis entgegen. Dort
sassen unter anderem einige Botschafter

von anderen EU-Staaten. Der Vertreter
Tschechiens erinnerte etwa daran, dass
man in seinem Land bis heute Angst
vor «jemandem» (sprich: Russland)
habe und sich deshalb gerne an jeman-
den anlehne, der einen klaren Stand-
punkt vertrete. Ob ihn das Argument
der Schweizerin überzeugt hat, dass die
«neutrale» Schweiz in gewissen Etap-
pen der jüngeren Geschichte ebenfalls
Angst vor ihren übermächtigen Nach-
barn gehabt habe?

Es ist, wie man es wahrnimmt

Am Ende blieb der Eindruck, dass es
Calmy-Rey trotz allen Bemühungen
nicht gelungen ist, das Vorurteil be-
ziehungsweise den vorherrschenden
Mythos über die Schweizer Neutrali-
tät zu korrigieren. Diese ist eher nega-
tiv konnotiert, schwankt zwischen lasch
und opportunistisch, und ein Kleinstaat
kann sie sich vielleicht leisten.

Zwar mochte ihr niemand wider-
sprechen, wonach sich die pitoyable
europäische Diplomatie im Tandem
mit einer gut funktionierenden Han-
delspolitik im Ergebnis kaum von der
aktiven Neutralität der Schweiz unter-
scheidet. Aber das Selbstverständnis
und die damit verbundenen Idealvor-
stellungen sind in Europa, und insbe-
sondere in einem Land wie Frankreich,
eben doch meilenweit von jenen der
Schweiz entfernt. Da gilt es sich zu ent-
scheiden, wie es François Hollande zum
Schluss mit einem Schmunzeln sagte:
«Entweder sind Sie neutral, oder Sie
sind französisch.»
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